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Amt der o.ö. Landesreg;erung 

Verf(Präs) - 300035/5 - Hoch 

Gesetz, mit dem das SchuLor­
ganisationsgesetz geändert 

wird (8. SchuLorganisations­
gesetz-NoveLLe); 
Entwurf - SteLLungnahme 

An das 

Präsidium des NationaLrates 

Dr . KarL Renner-Ring 3 

1017 Wi e n 

Linz, am 28. März 1985 

DVR.0069264 

In der BeiLage werden 25 Mehrabdrucke der h. SteLLungnahme 

zu dem vom Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport 
versandten Gesetzentwurf übermitteLt. 

Für die o.ö. Landesregierung: 

H ö r  t e n h u b  e r 

Landesamtsdirektor 

25 BeiLagen Für die Richtigkeit 
der A� U� ' 
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AMt der o.ö. Landesregierung 

Verf(Präs) - 300035/5 - Hoch 
------------- ---------------

Gesetz, mit dem das SchuLor­
ganisationsgesetz geändert 
wird (8. SchuLorganisations­
gesetz-NoveLLe) ; 
Entwurf - SteLLungnahme 

Linz, am 28. März 1985 

DVR.0069264 

Zu ZL. 12.690/3-111/2/85 vom 31. Jänner 1985 

An das 

Bundesministerium für 
Unterricht, Kunst und Sport 

Minoritenplatz 5 
1014 W i e  n 

Das Amt der o. ö. Landesregierung beehrt sich, zu dem mit der 
do. N ote v om 31. Jänner 1985 versandten Gesetzentwur f wie 
foLgt SteLL ung zu nehmen: 

Wie dem BegLeitschreiben zum Entwurf der 8. SchuLorgani­
sationsgesetz-NoveLLe zu entnehmen ist, ist der wesentLiche 
AnLaß für diese NoveLle die Herabsetzung der Klassenschüler­
zahlen im Bereich der HauptschuLe, des POlytechnischen Lehr­
ganges, einiger Sonderschularten sowie der Unterstufe der 
alLgemeinbiLdenden höheren SchuLe unter Bedachtnahme auf die 
Entschließung des NationaLrates vom 30. Juni 1982. Im we­
sentlichen werden daher durch den v orLiegenden Entwurf die 
aLLgemeinbiLdenden Pflichtschulen betroffen, deren gesetz­
Liche Schulerhalter die Gemeinden und zum TeiL das Land 
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sind. Eine unausweichLiche FoLge der Herabsetzung der KLas­
senschülerzahlen wird zweifelsohne in vielen Fällen die 
Notwendigkeit der Schaffung neuer Klassenräume sein. Die da­
mit verbundenen Mehrkosten gehen als Zweckaufwand zu Lasten 
der jeweiligen Schulerhalter. Gemäß § 5 2. Satz FAG 1985, 
BGBL. Nr. 544, hat daher der Bund ob dieser Mehrbelastungen, 
die sich als Folge der 8. Schulorganisationsgesetz-NoveLle 
am Zweckaufwand der Gemeinden und Länder ergeben, mit diesen 
Verhandlungen zu führen. In diesem Zusammenhang wird auch 
darauf hingewiesen, daß der sich aus der 7. Schulorganisa­
tionsgesetz-NoveLle für die gesetzLichen Schulerhalter 
zwangsläufig ergebende Mehraufwand (Zweckaufwand) von diesen 
alleine getragen worden ist. 

In Ansehung des § 3 FAG 198� wonach der Bund den Ländern die 
Besoldungskosten für die Landeslehrer an öffentLichen aLL­
gemeinbildenden Pflichtschulen zu 100 � ersetzt, werden die 
Länder und Gemeinden nur durch den sich paraLLeL zum ange­
sprochenen Zweckaufwand ergebenden erhöhten Personalaufwand 
nicht berührt. 

Es muß aLs äußerst problematisch angesehen werden, wenn Be­
stimmungen im Bereich der äußeren Schulorganisation mit 
großer Wahrscheinlichkeit rückwirkend, zumindest im Hinblick 
auf die Ausführungsgesetzgebung, in Kraft gesetzt werden 
müssen. Diese Notwendigkeit zeichnet sich jedenfalls ab, zu­
mal die meisten ausführungsgesetzlichen Bestimmungen mit 
1. September 1985 in Kraft zu setzen sind und gegenwärtig -
ca. 5 Monate vor diesem Zeitpunkt - nicht einmaL das Grund­
satzgesetz dem Rechtsbestand angehört, ja es sich sogar erst 
im Stadium der Begutachtung befindet. Ein derartig frühes 
Stadium eines Gesetzentwurfes erlaubt es den Ländern nicht, 
hierauf basierend entsprechende Vorarbeiten für ein Ausfüh­
rungsgesetz zu leisten. 

f�_�c!�_l� 

kY_k�_fl Soferne sich die Obergrenze der Mindestzahl 12 
auch auf den Förderunterricht gemäß § 8 Lit. f sublit. aa 
beziehen soll, sollte dies zweifelsfrei etwa durch die 
Einfügung des Wortes "jeweils" vor der Zahl 12, zum Aus­
druck gebracht werden. 
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�y_��_�� Sowo hL der in GeLtung ste henden Bestimmung des 
§ 27 Abs. 4 des Sc hulorganisationsgesetzes aLs auc h den 
ErLäuterungen zum Entwurf einer 8. Sc huLorganisationsge­
setz-NoveLle ist zweifelsfrei zu entnehmen, daß sic h § 27 
Abs. 4 auc h in der Fassung des Entwurfes einer 8. SchuL­
organisationsgesetz-NoveLLe ausschLießLich auf die Vor­
sc hulstufe bezie hen soll. Demgemäß müßte der erste Satz 
in etwa wie folgt Lauten: " Die Zahl der Sc hüler in einer 
Vorsc hulklasse darf 8, in einer Vorsc hulklasse an einer 
Sondersc huLe für bLinde Kinder und an einer Sondersc huLe 
für Ge hörlose jedoc h 6 nic ht untersc hreiten und die Zahl 
gemäß Abs. 1 nicht übersteigen." 

Im vorLetzten Satz des Abs. 3 betreffend Art. I Z. 7 
müßte das Datum "1. September 1985" auf "1. September 
1989" ric htiggestellt werden. Art. I Z. 7 soLL, wie den 
ErLäuterungen zum Entwurf zu entnehmen ist, am 1. Sep­
tember 1989 die interimistisc he Regelung des Art. 11, 
weLc he vom 1. September 1985 bis 31. August 1989 in Kraft 
stehen soll, ablösen. 

Abs. 1 sc heint auf Grund seiner Diktion Anspruc h' auf 
VolLständigkeit im HinbLick auf das Inkrafttreten der 
einzelnen Entwurfsbestimmungen zu er heben. TatsächLic h 
aber soLLen sämtlic he im vorliegenden Entwurf ent haltenen 
grundsatzgesetzlic hen Bestimmungen bereits mit dem AbLauf 
des Tages der Kundmac hung im BundesgesetzbLatt in Kraft 
treten. Es wird da her im Interesse der Rec htsklar heit und 
einer besseren übersic ht angeregt, dem Abs. 1 eine Z. 5 
anzufügen, welc he diesen Umstand vollständigkeit halber 
zum Ausdruck bringen soLLte. 

25 Me hrabdrucke dieser SteLLungna hme werden u. e. dem Präsi­
dium des Nationalrates übermitteLt. 

Für die o. ö. Landesregierung: 
H ö r t e n h u b  e r 

Landesamtsdirektor 
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